
Kessler gewinnt gegen Journalistin
Justiz Eine Journalistin des St.Galler Kulturmagazins «Saiten» wehrte sich vor Gericht vergeblich gegen

den Vorwurf der üblen Nachrede. Kläger war Erwin Kessler, Präsident des Vereins gegen Tierfabriken.
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Die beschuldigte Journalistin hat-
te auf der Webseite des St.Galler
Kulturmagazins «Saiten» einen
Kommentar verfasst, in dem sie
auf den Fall der Tierquälerei in
Hefenhofen Bezug nahm. Der
Thurgauer Tierschützer Erwin
Kessler, Präsident des Vereins
gegen Tierfabriken, hatte damals
gegen den zuständigen Kantons-
tierarzt Strafanzeige eingereicht.
Der Fall löste 2017 ein grosses
Medienecho aus.

Unter dem Titel «What about
human beings» kritisierte die
Journalistin in ihrem Kommen-
tar, dass sich viele Leute für das
Wohl der Tiere einsetzen, jedoch
kein Engagement zeigen, wenn
Menschen in lebensunwürdigen
und lebensbedrohlichen Situatio-
nen – wie beispielsweise die
Bootsflüchtlinge – sind. In ihren
Kommentar fügte sie einen Face-
book-Post einer ehemaligen Poli-
tikerin ein. «Ein Blick in die Fil-
terblase meines Zweitaccounts
zeigt mir: Dieselben Menschen,
welche beim mutmasslichen
Tierquäler in Amriswil protestie-
ren, wünschen sich zwei Einträge
weiter unten, dass alle Flücht-
lingsboote absaufen. Tja.», lau-
tete der gepostete Inhalt.

Streit über
Zusammenhang

Darunter stand im Lauftext der
Journalistin in einer Passage ge-
schrieben: «Dazu passt, dass sich
auch Erwin Kessler, Präsident des
Vereins gegen Tierfabriken
(VgT), zum Fall Hefenhofen ge-
meldet hat. Der Mann ist in rech-
ten Kreisen bestens bekannt und
darüber hinaus – spätestens seit
er gegen die Einführung der Anti-
rassismusstrafnorm Sturm gelau-
fen ist.»

Erwin Kessler erstattete An-
zeige. Er stellte sich auf den
Standpunkt, die Journalistin habe
mit den Worten «dazu passt»
eine Verbindung zwischen dem
Inhalt des Posts und seiner Per-
son hergestellt. Sie habe damit
bewusst und gewollt zum Aus-
druck gebracht, dass er zu denje-
nigen Leuten gehöre, welche sich

wünschten, dass alle Flüchtlings-
boote absaufen würden. Zudem
unterstelle sie ihm rechtsextre-
mistisch und rassistisch zu sein.

Der Kommentar zeuge von
«ungezügeltem Hass» gegen
Tierschützer, erklärte Erwin
Kessler vor dem Kreisgericht
St.Gallen. Er wehre sich ent-
schieden gegen die Unterstellun-
gen, er sei dafür, dass Flücht-
lingsboote absaufen würden. Er
sei weder Rassist noch fremden-
feindlich, jedoch werde er weiter-
hin Menschen an den Pranger
stellen, die sich an Tierquälerei
beteiligten.

«Gesellschaftskritische
Gedankengeäussert»

Sie habe in keiner Art und Weise
beabsichtigt, die Ehre von Erwin
Kessler zu verletzen, betonte die
Journalistin. Mit den Worten
«dazu passt» habe sie nicht den

Inhalt des Facebook-Posts ge-
meint, sondern eine Passage wei-
ter oben im Lauftext. Sie gehe
noch heute davon aus, dass
Durchschnittsleser den Inhalt
richtig einordnen könnten, zumal
der Post auch grafisch klar von
ihrem Kommentar abgegrenzt
gewesen sei. Die Verteidigerin
verlangte einen Freispruch von
Schuld und Strafe. Es sei ein be-
kanntes gesellschaftliches Phä-
nomen, dass sich mehr Men-
schen für das Wohl von Tieren
einsetzten als für notleidende
Mitmenschen. Ihre Mandantin
habe in ihrem Kommentar dazu
gesellschaftskritische Gedanken
geäussert. Dies gehöre eindeutig
zur journalistischen Freiheit. Das
Zitat der ehemaligen Politikerin
habe sie nicht eingefügt, um eine
Verbindung zu Erwin Kessler her-
zustellen, sondern um zu zeigen,
dass sich auch andere mit diesem

gesellschaftlichen Phänomen be-
schäftigten. Nach der Urteilsbe-
ratung gab der Einzelrichter das
Urteil mündlich bekannt. Er
sprach die Journalistin der üblen
Nachrede schuldig und verurteil-
te sie zu einer bedingten Geld-
strafe von 10 Tagessätzen à 80
Franken.

Verschuldenalsgering
bezeichnet

Das Gericht habe den Vorwurf
der üblen Nachrede anhand von
drei Textpassagen beurteilt, er-
klärte er zum Urteil. Keine Ehr-
verletzung könne es in den bei-
den Passagen «Der Mann ist in
rechten Kreisen bestens bekannt
und darüber hinaus» sowie
«– spätestens seit er gegen die
Einführung der Antirassismus-
strafnorm Sturm gelaufen ist»
erkennen. Mit diesen Worten sei
weder Rassismus noch Frem-

denfeindlichkeit unterstellt. In
Bezug auf den Facebook-Post sei
nach Auffassung des Gerichts
hingegen der Vorwurf der üblen
Nachrede gegeben. Das Zitat
stehe in unmittelbarer Umge-
bung derjenigen Passage, welche
die Journalistin mit «Dazu
passt» einleite. Ein durchschnitt-
licher Leser stelle unweigerlich
einen Bezug zwischen dem Post-
inhalt und der Person Erwin
Kesslers her. Gerade aufgrund
ihrer besonderen Sprachkennt-
nisse hätte die Beschuldigte dies
erkennen müssen. Das Verschul-
den der Journalistin bezeichnete
der Einzelrichter allerdings als
gering.

Die Beschuldigte muss die
Verfahrenskosten von 1950 Fran-
ken bezahlen. Übernehmen muss
sie zudem die Verteidigungskos-
ten des Privatklägers, welche
2800 Franken betragen.

Eindochnicht so leiserAbgang
Zäsur Die Stadt Romanshorn hat Bauverwalter Andreas Bieniok per sofort freigestellt.

Der Grund: «Unüberwindbare Differenzen in der Auffassung der Amtsführung.»

Die Meldung wirft in der Hafen-
stadt hohe Wellen: Andreas Bie-
niok, Leiter der Bauverwaltung,
ist per sofort freigestellt worden.
So steht es jedenfalls in den amt-
lichenMitteilungenderStadtund
deren Publikationsorgan «See-
blick». Als Grund werden «un-
überbrückbare Differenzen» be-
treffenddieAuffassungderAmts-
führung genannt.

Was auffällt: Zeitungen hat
man diese Information nicht
übermittelt. Die letzte Benach-
richtigung zu Bieniok im April
2017betrafdenn«eineReiheher-
vorragender Bewerbungsdos-
siers»,ausdenenmansichfürden
damals 52-jährigen ETH-Bauin-
genieur entschieden habe. Der
Wittenbacherwürde«die fürdie-
ses anspruchsvolle Amt wichtige

Aussen-undInnensicht»mitbrin-
gen. Auf Nachfrage teilt die Stadt
Romanshorn wenig gesprächig
mit: «Die Differenzen betrafen
die unterschiedlichen Auffassun-
gen seitens Andreas Bieniok und
dem Stadtrat bezüglich der Füh-
rung der Bauverwaltung.» Vor
diesem Hintergrund habe der
Stadtrat an seiner Sitzung vom
23. AprildieKündigungmit sofor-
tiger Freistellung beschlossen.
«Der Beschluss der Exekutive er-
folgte einstimmig.»

Fluktuation ist
allgemeinhoch

In Romanshorn redet man denn
nun schon vom «freien Fall» der
Bauverwaltung,das imZugeeini-
ger weiterer Wechsel. Wie be-
schrieben war Bieniok mit zwei

Jahren noch nicht lange im Amt,
der frühere Bauverwalter Patrick
Sieber ist ebenfalls nach nicht all-
zu langer Zeit gegangen und auf
derStadtverwaltungwardieFluk-
tuation im Allgemeinen hoch.
«DieStadtweistdieseAnwürfe in
aller Form zurück», heisst es in
der behördlichen Stellungnahme
weiter.«DieBauverwaltungarbei-
tet zuverlässig und seriös.» Diese
Aussage bestätigten diverse
Architekten aus Romanshorn.
Über Andreas Bieniok selber ist
nichts Negatives zu hören. Im
Gegenteil: Ihm werden Fach-
kenntnis und Verständnis attes-
tiert. Die Stadt teilt mit: «Mit der
Juristin und diplomierten Archi-
tektin Rea Grab, die nahtlos inte-
rimistisch die Amts- und Ge-
schäftsführung der Bauverwal-

tung übernommen hat, steht
zudem eine ausgewiesene Fach-
frau zur Verfügung, welche die
Kontinuität sicherstellt.»DieStel-
lenausschreibung erfolge nach
RücksprachemitderneuenStadt-
behörde,dieab1. Juni imAmtsein
wird. Die Stadt schliesst ihre Aus-
führungen mit folgenden Worten

zurKommunikationspolitik:«Die
kurzeNotiz imamtlichenPublika-
tionsorgan der Stadt Romans-
horn, dem ‹Seeblick›, deckt die
Information der lokalen Öffent-
lichkeit ab.» Für den Persönlich-
keitsschutz des Betroffenen habe
man eine weiter gestreute Ver-
breitung als «nicht zielführend»
erachtet. Andreas Bieniok war
gestern für eine Stellungnahme
auch nach mehrmaliger Kontakt-
aufnahme nicht erreichbar.

Baustelle
Ortsplanung

Alles in allem eine schwierige Si-
tuation für Romanshorn, beson-
ders in Zusammenhang mit der
Kommunalplanung, die noch
nicht abgeschlossen ist. Denn
nicht nur der Bauverwalter geht,

sondern auch die Stadträte Mar-
kus Fischer, Ressort Ortsplanung
und Baurecht, Christoph Suter,
Ressort Hoch- und Tiefbau, und
Urs Oberholzer, Ressort Verkehr
und Integration, gehören in der
kommenden Legislatur nicht
mehr der Behörde an. Fischer
wurdeabgewählt,SuterundOber-
holzer haben sich nicht mehr zur
Wahl gestellt. Auch Stadtpräsi-
dent David H. Bon, der einigesan
Wissen mit sich bringt, steht der
StadtnachseinerAbwahl imMärz
nicht mehr zur Verfügung. Stadt-
planerin Nina Stieger hat ausser-
dem gekündigt. Niemand ist
mehr da, der über die letzten Jah-
re mit dem Dossier betraut war.
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Das Viadukt
macht

Bauchweh

Grossprojekt Die angedachte
Durchquerung des Thurtals mit
der Bodensee-Thurtal-Strasse
stösst auf Widerstand. Das hat
eine Infoveranstaltung mit der
Bevölkerung und dem Kanton
Thurgau gezeigt. Das Verdikt
eines Weinfelders ist eindeutig:
«Optisch eine Katastrophe», sagt
der Mann, der sich für diese Ein-
schätzung von seinem Stuhl er-
hoben hat, damit ihm das Mikro-
fon gereicht wird. «Das geplante
Viadukt im Westen von Weinfel-
den macht Bauchweh.» Falls die
Bodensee-Thurtal-Strasse (BTS)
über diese Hochstrasse geführt
werde, werde der Lärm in die
Quartiere Weinfeldens getragen.
Das Viadukt dürfe nicht sein.

Am Donnerstagabend stellte
Regierungsrätin Carmen Haag
zusammen mit Kantonsingenieur
Andy Heller und Projektleiter Pe-
ter Imbach das Projekt der zwei-
ten Etappe der BTS von Amriswil
bis zur Autobahn in Bonau vor.
Für ihre Arbeit und ihre offene In-
formationspolitik erhielten sie
mehrfach Lob. «Bei dieser Stras-
se gibt es Gewinner und Verlie-
rer», bilanzierte ein Besucher.

Weinfelder sehenamEnde
desTunnelsUngemach

Die Gewinner der geplanten 33
Kilometer langen Nationalstras-
se sind jene, die in den Dörfern
leben, welche durch die neue
Strasse vom Verkehr entlastet
werden. Dazu gehören etwa die
Bürgler. Auch die Weinfelder pro-
fitieren von der BTS. Auf der neu-
en Strasse soll der Durchgangs-
verkehr durch einen Tunnel unter
dem Ottenberg fliessen, die Stadt
somit entlastet werden. Dennoch
sehen die Weinfelder am Ende
des Tunnels Ungemach: das Via-
dukt. Nicht nur Besucher der In-
formationsveranstaltung be-
trachten die Idee der grossen
Brücke über das ebene Land kri-
tisch. Auch der Weinfelder Ge-
meinderat wehrt sich dagegen.
«Das Viadukt würde sehr stark in
Erscheinung treten und die Land-
schaft übermässig prägen.» Die-
se Variante solle dann umgesetzt
werden, wenn die weiteren Ab-
klärungen zeigten, dass ein Stras-
senbau mit Eingriff ins Grund-
wasser den gesetzlichen Bestim-
mungen widerspreche, heisst es
in einer Stellungnahme. (sme)
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